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Schriftliche Kleine Anfrage 

des Abgeordneten Thilo Kleibauer (CDU) vom 13.05.19 

und Antwort des Senats 

Betr.: Neuregelung der Grundsteuer – Wie steht der Senat denn nun zum 
Scholz-Modell auf Basis der stark gestiegenen Bodenwerte? 

Die vom Bundesverfassungsgericht geforderte Neuregelung der Grundsteuer 
hat große Auswirkungen für Mieter und Eigentümer von Wohn- und Gewer-
beimmobilien sowie für die Steuereinnahmen der Kommunen. Im letzten Jahr 
lagen die Einnahmen aus der Grundsteuer in Hamburg bei über 470 Millio-
nen Euro. Zur Vermeidung eines deutlichen zusätzlichen Anstiegs der Kos-
ten für das Wohnen hat der Hamburger Senat bislang mit breiter Unterstüt-
zung der Bürgerschaft das sogenannte Flächenmodell präferiert, bei dem die 
Steuer unabhängig von der Bewertung der Immobilien erfolgt. Bei diesem 
Verfahren dürfte sich auch der Erfassungs- und Erhebungsaufwand für die 
Finanzverwaltung in einem vertretbaren Rahmen halten. 

Dagegen haben sich inzwischen die Finanzminister von Bund und Ländern 
mehrheitlich auf Eckpunkte zur Reform der Grundsteuer verständigt, die auf 
einem wertabhängigen Verfahren basieren. Dies ist nicht nur deutlich auf-
wändiger in der Erhebung und Erfassung der Daten, sondern dürfte auch in 
vielen Fällen zu einer deutlichen Mehrbelastung von Mietern und Eigentü-
mern führen. Insbesondere die Einbeziehung der stark gestiegenen Boden-
richtwerte ist aus Hamburger Sicht nachteilig. Dadurch entstehende Mehrbe-
lastungen lassen sich weder durch den einheitlichen Hamburger Hebesatz 
noch durch Vereinfachungen und Ausnahmen innerhalb des wertabhängigen 
Modells rechtssicher kompensieren. 

Im April hat Bundesfinanzminister Scholz seinen Referentenentwurf zur 
Grundsteuerreform vorgelegt. Der Hamburger Finanzsenator Dressel hat in 
diesem Zusammenhang davon gesprochen, dass es möglich sein müsse, die 
Auswirkungen der Bodenwerte in diesem Modell „abzumildern“ oder „maß-
voll“ zu glätten. Bereits im Januar hatte die Finanzbehörde anhand von 286 
Beispielsfällen mit unterschiedlichen Stadtteilen, Baujahren, Grundstücksnut-
zungen die Auswirkungen der Neuregelung der Grundsteuer aufgezeigt. 
Demnach sind in vielen Fällen hohe Mehrbelastungen wahrscheinlich, auch 
wenn das Grundsteueraufkommen insgesamt in etwa gleich bleiben soll. 

Ich frage den Senat: 

1. Hat der Senat beziehungsweise die zuständige Behörde auf Basis des 
im April vorgelegten Referentenentwurfs des Bundesfinanzministeriums 
zur Grundsteuerreform Beispielsrechnungen zu den Auswirkungen einer 
so durchgeführten Grundsteuerermittlung vorgenommen? 

Wenn ja, für welche Beispielsfälle und mit welchen Ergebnissen? 
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Wenn nein, warum nicht? 

2. Wie bewertet der Senat beziehungsweise die zuständige Finanzbehörde 
den vom Bundesfinanzminister vorgelegten Referentenentwurf zur 
Grundsteuerreform? 

Der Referentenentwurf des Bundesministeriums der Finanzen ist zurzeit noch in der 
Ressortabstimmung, sodass kurzfristige Änderungen noch möglich sind. Im Übrigen 
ist die Meinungsbildung von zuständiger Behörde und Senat noch nicht abgeschlos-
sen. Die Meinungsbildung der zuständigen Behörde und des Senats im Hinblick auf 
eine Bewertung des Entwurfsstands zur Grundsteuerreform wird erst auf Basis eines 
von der Bundesregierung beschlossenen Gesetzentwurfs abgeschlossen werden 
können. 

3. Welche Stellungnahmen und Informationen hat der Senat beziehungs-
weise die Finanzbehörde jeweils wann dem Bundesfinanzministerium im 
Zuge des Gesetzgebungsverfahrens zur Grundsteuerreform übermittelt? 

Siehe Antwort zu 1. und 2. Das Gesetzgebungsverfahren hat bisher noch nicht  
begonnen. Im Übrigen nimmt der Senat aus grundsätzlichen Erwägungen auch im 
vorliegenden Fall für sich in Anspruch, zum Schutz seines internen Beratungs- und 
Entscheidungsbereichs von Auskünften über die Vorbereitung seiner Entscheidungen 
einschließlich etwaiger Entwurfsfassungen abzusehen (vergleiche BVerfG, Beschluss 
vom 30. März 2004 – 2 BvK 1/01 – juris Rn. 44). 

4. Wie hoch würde nach dem Referentenentwurf zur Grundsteuerreform 
bei gleichbleibendem Hebesatz die jährlich zu zahlende Grundsteuer in 
folgenden Fällen, die bislang bereits als Beispiele der Finanzbehörde 
aufgeführt wurden, sein: 

4.1. Meiendorf, MFH, Baujahr 1973, circa 273 m2 Wohnfläche? 

4.2. Klein Flottbek, MFH, Baujahr 1905, circa 401 m2 Wohnfläche? 

4.3. Alsterdorf, MFH, Baujahr 1958, circa 579 m2 Wohnfläche? 

4.4. Fischbek, MFH, Baujahr 1954, circa 165 m2 Wohnfläche? 

4.5. Rotherbaum, MFH, Baujahr 1950, circa 421 m2 Wohnfläche? 

4.6. Duvenstedt, MFH, Baujahr 1929, circa 220 m2 Wohnfläche? 

4.7. Curslack, EFH, Baujahr 1932, circa 175 m2 Wohnfläche? 

Siehe Antwort zu 1. und 2. Da berechnungsnotwendige Parameter augenblicklich 
noch erörtert werden, ist eine genaue Berechnung vor Klärung weder möglich noch 
sinnvoll. 

5. In der Sitzung des Haushaltsausschusses am 30.04.2019 hat der  
Finanzsenator den Vorschlag mitgeteilt, Bodenrichtwerte zu sogenann-
ten Lagen zusammenzufassen, um die Auswirkungen der stark gestie-
genen Bodenrichtwerte in Hamburg bei einer wertabhängigen Grund-
steuer zu begrenzen. 

5.1. Hält der Senat beziehungsweise die zuständige Finanzbehörde die 
Zusammenfassung zu Lagen für ein wirksames Instrument, um  
einen deutlichen Anstieg der Grundsteuerbelastung für Hamburger 
Haushalte, insbesondere Mieter und Eigentümer in innerstädtischen 
Lagen, zu verhindern? 

Wenn ja, warum? 

5.2. Inwiefern kann der Anstieg der Grundsteuer in den unter 4. 1. bis  
4. 7. abgefragten Beispielen durch die Zusammenfassung zu Lagen 
wirksam reduziert werden? 

5.3. Welche Untersuchungen und Berechnungen hat der Senat bezie-
hungsweise die Finanzbehörde bislang zur Beurteilung einer mögli-
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chen Zusammenfassung von Bodenrichtwerten zu Lagen im Einzel-
nen mit welchen Ergebnissen vorgenommen? 

6. Weiterhin hat der Finanzsenator in der Sitzung des Haushaltsausschus-
ses am 30.04.2019 den Vorschlag mitgeteilt, für die Bodenrichtwerte 
nicht einen Stichtag, sondern den Siebenjahreszeitraum zwischen den 
Hauptfeststellungszeitpunkten heranzuziehen, um die Auswirkungen der 
stark gestiegenen Bodenrichtwerte in Hamburg zu begrenzen. 

6.1. Hält der Senat beziehungsweise die zuständige Finanzbehörde das 
Heranziehen des Siebenjahresmedians oder -durchschnitts für ein 
wirksames Instrument, um einen deutlichen Anstieg der Grundsteu-
erbelastung für Hamburger Haushalte, insbesondere Mieter und  
Eigentümer in innerstädtischen Lagen, zu verhindern? 

Wenn ja, warum? 

6.2. Inwiefern kann der Anstieg der Grundsteuer in den unter 4. 1. bis  
4. 7. abgefragten Beispielen durch das Heranziehen einer Sieben-
jahresbetrachtung bei den Bodenrichtwerten wirksam reduziert wer-
den? 

6.3. Welche Untersuchungen und Berechnungen hat der Senat bezie-
hungsweise die Finanzbehörde bislang zur Beurteilung der vorge-
schlagenen Ermittlung der Bodenrichtwerte über einen Siebenjah-
reszeitraum im Einzelnen mit welchen Ergebnissen vorgenommen? 

6.4. Ist es zutreffend, dass nach diesem Vorschlag des Finanzsenators, 
bei der ersten Hauptfeststellung einer reformierten Grundsteuer 
2022 der Median oder der Durchschnitt der Bodenrichtwerte von 
2015 bis 2022 herangezogen würde? 

Wenn nein, wie ist der Vorschlag zu verstehen? 

Die zuständige Behörde prüft Möglichkeiten, wie die Auswirkungen der dynamischen 
Bodenwertentwicklung in Hamburg auf die zukünftige Grundsteuerberechnung abge-
mildert werden können; die Meinungsbildung ist hierzu noch nicht abgeschlossen. Im 
Übrigen nimmt der Senat aus grundsätzlichen Erwägungen auch im vorliegenden Fall 
für sich in Anspruch, zum Schutz seines internen Beratungs- und Entscheidungsbe-
reichs von Auskünften über die Vorbereitung seiner Entscheidungen einschließlich 
etwaiger Entwurfsfassungen abzusehen (vergleiche BVerfG, Beschluss vom 30. März 
2004 – 2 BvK 1/01 – juris Rn. 44). 

7. Laut Presseberichten hält der Finanzsenator eine geringere Steuer-
messzahl für kommunale Wohnungen und Genossenschaftswohnungen 
im Zuge der Grundsteuerreform für möglich. Gleichzeitig hat der Finanz-
senator der Bürgerschaft in der Debatte zur Grundsteuer am 10.04.2019 
auch mitgeteilt, dass es „viele gute private Vermieter“ in Hamburg gibt. 

7.1. Welche Kriterien machen nach Einschätzung des Senats einen  
guten privaten Vermieter aus und wie viele gute private Vermieter 
gibt es in etwa in Hamburg? 

Der Senat hat sich hiermit nicht befasst. 

7.2. Hält der Senat eine Differenzierung bei der Steuermesszahl nach 
der Eigentümerschaft vermieteter Wohnimmobilien für sinnvoll  
sowie für rechtlich umsetzbar? 

Wenn ja, warum? 

Siehe Antwort zu 1. und 2. 


